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~rbeitsgericht Berlin 
Geschäftszeichen (bitte immer angeben) 

54 Ca 1937/12 

Verkündet 

am 31.07.2012 

Gerichtsbeschäftigte 
als Urkundsbeamter/in 
der Geschäftsstelle 

Im Namen des Volkes 

Urteil 
In Sachen 

- Kläger- 

Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, Wulffstr. 14, 12165 Berlin 

gegen 

- Beklagte- 

hat das Arbeitsgericht Berlin, 54. Kammer, auf die mündliche Verh,andlung vom 31.07.2012 
durch die Richterin am Arbeitsgericht _ als Vorsitzende 
sowie die ehrenamtlichen Richter •••••••••••• 
für Recht erkannt: 

I. 
Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 1.026,00 EUR (eintausendsechsundzwanzig) brutto 

-..__,I nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 342,00 EUR seit 
16.12.2011 und aus 684,00 EUR seit 16.01.2012 zu zahlen. 

11. 
Die Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte zu tragen. 

111. 
Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 1.026,00 EUR festgesetzt. 
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Tatbestand 

Die Parteien streiten um Ansprüche des Klägers auf Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall in rechnerisch unstreitiger Höhe von 1.026,00 EUR brutto. 

Der Kläger ist bei der Beklagten, die mit Geschäftssitz in Berlin ein Unternehmen der 

Gebäudereinigung unterhält, seit dem 22.04.1999 als Reinigungskraft zu einem 
Stundenlohn von zuletzt 8,55 EUR brutto und einer wöchentlichen Arbeitszeit von 
20 Stunden, verteilt auf 5 Arbeitstage, tätig. Die Vergütung ist fällig zum 15. des 
Folgemonats. 
Seit Januar 2010 war der Kläger im Objekt als Reinigungskraft eingesetzt. 
Vom 19. bis 29. Januar 2011 war er arbeitsunfähig krankgeschrieben. Einen Termin 

vor dem MDK nahm er nicht wahr. Die Beklagte leistete für diesen Zeitraum zunächst 

keine Entgeltfortzahlung. 

Im Jahr 2011 war der Kläger 56 Arbeitstage arbeitsunfähig. 

Am 07.11.2011 erhielt die Bereichsleiterin der Beklagten, von einer 
Mitarbeiterin des Kunden eine E-Mail (Ausdruck BI. 25 d. A), in der es u. a. 
heißt: 

. "Ich hatte Sie bereits in der vergangenen Woche kontaktiert. Nach 
Rücksprache mit den Kollegen die in unmittelbarer Nähe dieser Toiletten sitzen, 
wird von Ihrem Mitarbeiter nur Duftspray verwendet, aber noch immer nicht 
gereinigt. Laut Aussage Ihres Mitarbeiters reinigt er die Büros und Toiletten 
nicht oder nur unzureichend, da er gerne gefeuert werden möchte. Ich bitte Sie 
wiederholt, sich dieser unangenehmen und lästigen Angelegenheit 
anzunehmen und sofort Abhilfe zu schaffen .... ". 

Mit Schreiben vom 08.11.2011 (Kopie BI. 28 d. A) lud die Beklagte den Kläger zu 
einem Personalgespräch am 15.11.2011 um 15.00 Uhr ein. 
Mit weiterem Schreiben vom 09.11.2011 (Kopie BI. 26 d. A) teilte sie ihm mit, dass er 
ab dem 14.11.2011 im Objekt Treppenreinigung _eingesetzt wird. Der Kläger trat 
am 14.11.2011 dort seine Arbeit an. 
Zu dem Termin am 15.11.2011 erschien er nicht. 
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Für die Zeit vom 01. bis 16.11.2011 zahlte die Beklagte die Vergütung. 

Vom 17.11. bis 31.12.2011 war der Kläger arbeitsunfähig krankgeschrieben (Kopie der 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen mit Angabe der Krankheitsdiagnose BI. 37 - 40 

d. A). 
Für die Zeit vom 17.11. bis 29.1 ;2.2011 leistete die Beklagte keine Entgeltfortzahlung. 

Mit Schreiben vom 09.01.2012 (Kopie BI. 6 d. A) und 18.01.2012 (Kopie BI. 7, 8 d. A) 

verlangte der Kläger Entgeltfortzahlung für die Zeit vom 17. bis 30.11.2011 in Höhe 

von 342,00 EUR brutto und für die Zeit vom 01. bis 29.12.2011 in Höhe von 

684,00 EUR brutto. 

Er ist der Ansicht, dass ihm für den hier fraglichen Zeitraum von insgesamt sechs 

Wochen ein Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall zustehe. 

Die von der Beklagten behaupteten Umstände bei der Arbeitsunfähigkeit im 

Januar 2011 stünden in keinerlei Zusammenhang mit der hier streitgegenständlichen 

Arbeitsunfähigkeit. 

Der Kläger behauptet, dass ihm im Rahmen der Arbeitsunfähigkeit im Januar 2011 

keine Kundenreklamationen bekannt gewesen seien. Den Termin bei dem MDK habe 

er nicht wahrgenommen, weil ihn die Krankenkasse hiervon nicht unterrichtet habe. 

Er habe sich auch nie dahingehend geäußert - entgegen dem Inhalt der E-Mail des 

Kunden -, dass er gerne gefeuert werden möchte. Er habe ordnungsgemäß gearbeitet. 

Am 15.11.2011 habe er sich gegen 13.30 Uhr telefonisch bei der Beklagten gemeldet 

und mitgeteilt, dass er erkrankt sei, deshalb zum Termin nicht erscheinen könne, er 

zum Arzt gehen werde und um einen neuen Termin gebeten. Ein solcher Termin sei 

ihm jedoch nicht mitgeteilt worden. 

Er meint, dass die Beklagte völlig zusammenhanglose und haltlose Zweifel gegen 

seine ärztlich bescheinigte Erkrankung geltend mache. 

Mit seiner am 03. Februar 2012 beim Arbeitsgericht Berlin eingegangenen und der 

Beklagten am 10.02.2012 zugestellten Klage verfolgt er seine Ansprüche weiter. 

Er beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 1.026,00 EUR brutto nebst Zinsen in 

Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 342,00 EUR seit 

16.12.2011 und aus 684,00 EUR seit 16.01.2012 zu zahlen. 
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Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Sie ist der Ansicht, dass erhebliche Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit ab dem 
17.11.2011 bestünden, da der Kläger bereits im Januar 2011 nach 
Kundenbeschwerden und Differenzen arbeitsunfähig gewesen sei und den Termin 

beim MDK nicht wahrgenommen habe. Aus den E-Mails der Mitarbeiterin des Kunden 

•••• vom 07.11.2011 ergebe sich eindeutiq eine Arbeitsverweiqerunq des 
Klägers. Die Beklagte behauptet, dass er zu dem für den 15.11.2011 geplanten 
Personalgespräch ohne jede Information nicht erschienen sei. Erst auf Nachfrage von 

( ..._j habe er erklärt, dass er krank sei und zum Arzt gehen werde. Am 

17.11.2011 habe er sich dann krank gemeldet.. 

Die Beklagte meint, dass aufgrund der vorangegangenen Situation, dem Wechsel des 
Einsatzortes und dem nicht wahrgenommenen Personalgespräch erhebliche Zweifel 
an der Erkrankung des Klägers bestünden. 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf den mündlich vorgetragenen 
Inhalt der gewechselten Schriftsätze sowie den übrigen Akteninhalt Bezug genommen, 
§§ 46 Abs. 2 ArbGG, 313 Abs. 2 S. 2 ZPO. 

Entscheidungsgründe 

I. 

Die Klage ist zulässig. 
Das Arbeitsgericht Berlin ist örtlich zuständig, weil die Beklagte ihren Geschäftssitz in 
Berlin und damit ihren allgemeinen Gerichtsstand im Bezirk des Arbeitsgerichts Berlin 
hat, §§ 46 Abs. 2 ArbGG, 17 Abs. 1 ZPO. 
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Die Klage ist auch' begründet. 

1 .. 

Dem Kläger steht für die Zeit vom 17.11. bis 29.12.2011 gegen die Beklagte ein 

Anspruch auf Entgeltfortzahlung gemäß § 3 Abs. 1 EFZG in Verbindung mit dem 
Arbeitsvertrag in Höhe von 1.026,00 EUR brutto zu. 

Nach den allgemeinen Grundsätzen trifft den Arbeitnehmer für das Vorliegen der 
. Voraussetzungen der Entgeltfortzahlung die Darlegungs- und Beweislast. 

Dieser ist der Kläger vorliegend nachgekommen, indem er sich nicht nur für den hier 
streitigen Zeitraum arbeitsunfähig krank meldete, sondern ferner für den gesamten 
Zeitraum Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vorlegt. 
Er ist damit auch seinen Anzeige- und Nachweispflichten nach § 5 Abs. 1 EFZG 
nachgekommen. 

Die ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist das gesetzlich vorgesehene 
. Nachweismittel, mit dem der Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber die Arbeitsunfähigkeit 
und deren Dauer nachweist. Der wie hier ordnu'ngsgemäß ausgestellten 
Arbeitsunfähigkeit kommt gemäß § 286 Abs. 1 ZPO ein hoher Beweiswert zu. 

§ 5 Abs. 1 EFZG ist zwar nicht Grundlage für eine gesetzliche Vermutung i.S.d. 
§ 292 ZPO, mit der Ausstellung einer ordnungsgemäßen 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung besteht aber eine tatsächliche Vermutung, dass der 
Arbeitnehmer infolge Krankheit arbeitsunfähig war. 
Zwar bieten die Begleitumstände einer krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit für den 
Arbeitgeber vielfach Anlass zu Zweifeln, ob der Arbeitnehmer krank und/oder 
arbeitsunfähig ist. 
Legt der Arbeitnehmer aber ordnungsgemäß ausgestellte 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vor, genügt es nicht, wenn der Arbeitgeber 
Tatsachen vorträgt, die lediglich Zweifel an der Erkrankung des Arbeitnehmers 

aufkommen lassen. Zwar muss er nicht den Beweis des Gegenteils führen, aber 
Tatsachen vortragen, durch die der Beweiswert der Arbeitsunfähigkeit erschüttert wird, 
weil ernsthafte Zweifel an der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit bestehen. Dies 
ist z. B. der Fall, wenn der Arbeitnehmer sein Fernbleiben nach einer 
Auseinandersetzung angekündigt hat oder er häufig oder auffällig häufig für eine kurze 
Dauer arbeitsunfähig ist oder der Beginn der Arbeitsunfähigkeit häufig auf einen Tag 
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am Beginn oder am Ende der Woche. fällt (vgL Erf.KJDÖrner Rn .. 14 ff. zu § 5 EFZG 

rn.w.N). 

Hiervon ausgehend hat die Beklagte keine ausreichenden Tatsachen vorgetragen, die 
geeignet sind, dem . Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen zu 

erschüttern. 

Die von ihr behaupteten Umstände im Zusammenhang der Arbeitsunfähigkeit im 

Januar 2011 lagen fast ein Jahr vor der hier streitgegenständlichen Arbeitsunfähigkeit. 
Schon wegen des fehlenden zeitlichen Zusammenhangs ist nicht erkennbar, weshalb 
dies zu Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit ab dem 17.11.2011 führen soll. 
Soweit die Beklagte auf den Inhalt der E-Mail des Kunden vom 07.11.2011 verweist, in 

( \...t) der der Kunde behauptet, dass der Kläger geäußert habe, dass er gerne gefeuert 

werde, genügte dies ebenfalls nicht. Zum einen hätte die Beklagte, da der Kläger die 

behauptete Äußerung bestritten hat, konkret vortragen müssen, wann der Kläger in 

welcher konkreten Situation diese Äußerung gemacht haben soll. Zum anderen ist 
nicht ersichtlich, weshalb sich hieraus eine Arbeitsverweigerung ergeben und diese 
zudem mit der Arbeitsunfähigkeit ab dem 07.11.2011 in einem konkreten 
Zusammenhang stehen soll insbesondere dahingehend, dass er sich deswegen hat 
krankschreiben lassen. 
Eine Ankündigung des Klägers gegenüber der Beklagten z. 8., dass wenn er nicht 
gekündigt werde, krankfeiern werde, erfolgte auch nach dem Vortrag der Beklagten 
unstreitig nicht. 

(_~ Zudem erschien der Kläger auf die Weisung der Beklagten vom 09.11.2011 hin am 
14.11.2011 auf seiner neuen; Arbeitsstelle, wo 'er auch arbeitete. Das 
Personalgespräch am 15.11.2011 nahm er nicht wahr, weil er sich krank meldete und 
zum Arzt gehen wollte. Dabei kann nach Ansicht der Kammer dahingestellt bleiben, ob 
der Kläger sich bei der Beklagten krank meldete oder er dies auf deren telefonische 
Nachfrage mitteilte, wobei die Kammer nach dem beiderseitigen Vortrag und der 
Zahlung der Vergütung bis einschließlich 16.11.2011 davon ausging, dass der Kläger 

bis zu diesem Tag auch arbeitete. 

Selbst wenn die Beklagte aufgrund der Vorkommnisse im näheren zeitlichen 

Zusammenhang mit der Arbeitsunfähigkeit des Klägers ab dem 17.11.2011 erhebliche 
Zweifel an dessen Erkrankung haben sollte, handelt es sich hierbei lediglich um 
Mutmaßungen, die jedoch mangels objektiv vorliegender Umstände nicht geeignet 
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, 
wie. bereits oben ausgeführt den Beweiswert der sind 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen zu erschüttern. 

Vom MDK hat die Beklaqte den Kläger unstreitig nicht untersuchen lassen oder ggf., 

wie es häufiger geschieht, z. B. einen Privatdetektiv beauftragt, der den Kläger 

während der Arbeitsunfähigkeit beobachtete und woraus sich ggf. konkrete 

Anhaltspunkte gegen das Vorliegen einer Erkrankung des Klägers ergeben hätten. Die 

Daten der weiteren krankheitsbedingten Fehlzeiten, aus denen ggf. Rückschlüsse 

hätten gezogen werden können, hat die Beklagte nicht mitgeteilt. 

Für die Zeit vom 17. bis 30.11.2011 steht dem Kläger daher ein Anspruch auf Zahlung 

einer Entgeltfortzahlung in Höhe von 342,00 EUR brutto (10 Arbeitstage x 

4 Arbeitsstunden x 8,55 EUR brutto) zu, für die Zeit vom 01. bis 29.12.2011 in Höhe 

von 684,00 EUR brutto (20 Arbeitstage x 4 Arbeitsstunden x 8,55 EUR brutto). 

2. 

Der Zinsanspruch folgt aus §§ 288, 286, 247 BGB in Verbindung mit dem 

Arbeitsvertrag. 

3. 

Der Kläger hat seine Ansprüche rechtzeitig innerhalb der ta'riflichen Ausschlussfristen 

des § 22 RTV Gebäudereinigerhandwerk geltend gemacht. 

Nach alledem wat der Klage insgesamt stattzugeben. 

111. 

Die Entscheidung über die Kosten ergibt sich aus §§ 46 Abs. 2 ArbGG, 

91 Abs. 1 S. 1 ZPO, diejenige über die Streitwertfestsetzung beruht auf §§ 61 Abs. 1, 

46 Abs. 2 ArbGG, 3, 5 ZPO, wobei die bezifferten Zahlungsbeträge zugrunde gelegt 

wurden. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil kann von d. Beklagten Berufung eingelegt werden. 

Die Berufungsschrift muss von einem zugelassenen Rechtsanwalt oder einem 
Vertreter einer Gewerkschaft bzw. einer Arbeitgebervereinigung oder eines 
Zusammenschlusses solcher Verbände eingereicht werden. 
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Die Berufungsschrift muss innerhalb 

einer Notfrist von einem Monat 

bei dem 

. Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 
Magdeburger Platz 1, 10785 Berlin , 

eingegangen sein. 

Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, gegen das die Berufung 
gerichtetwird, sowie die Erklärung enthalten, dass Berufung gegen dieses Urteil 
eingelegt werde. . . . 
Die.Berufung ist gleichzeitig oder innerhalb 

einer Frist von zwei Monaten 

in gleicher Form schriftlich zu begründen. 

Der Schriftform-wird auch durch Einreichung eines elektronischen Dokuments im 
Sinne des § 46 c ArbGG genügt. Nähere Informationen dazu finden sich auf der 
Internetseite unter www.berlin.de/erv. 

Beide Fristen beginnen mit der Zustellung des in vollständiger Form abgesetzten 
Urteils, spätestens aber mit Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung. 

Dabei ist zu beachten, dass das Urteil mit der Einlegung in den Briefkasten oder einer 
ähnlichen Vorrichtung für den Postempfang als zugestellt gilt. Dies gilt nicht bei 
Zustellungen gegen Empfangsbekenntnis gemäß § 174 ZPO. 
Wird bei der Partei eine schriftliche Mitteilung abgegeben, dass das Urteil auf der 
Geschäftsstelle eines Amtsgerichts oder einer von der Post bestimmten Stelle 
niedergelegt ist, gilt das Schriftstück mit der Abgabe der schriftlichen Mitteilung als 
zugestellt, also nicht erst mit der Abholung der Sendung. 
Das Zustellungsdatum ist auf dem Umschlag der Sendung vermerkt. 

Für d. Kläger/in ist keine Berufung gegeben. 

Von der Begründungsschrift werden zwei zusätzliche Abschriften zur Unterrichtung der 
ehrenamtlichen Richter erbeten. 

Weitere Statthaftigkeitsvoraussetzungen ergeben sich aus § 64 Abs.2 ArbGG: 
"Die Berufung kann nur eingelegt werden, 
a) wenn sie in dem Urteil zugelassen worden ist, 
b) wenn der Wert das Beschwerdegegenstandes 600 Euro übersteigt, 
c) in Rechtsstreitigkeiten über das Bestehen, das Nichtbestehen oder die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses oder 
d) wenn es sich um ein Versäumnisurteil handelt, gegen das der Einspruch an sich nicht statthaft ist, wenn die Berufung oder 
Anschlussberufung darauf gestützt wird, dass der Fall schuldhafter Versäumung nicht vorgelegen habe." 

gez. _ 

'a11 Urkundsbeamter der i;S:):)~. ,[I': ~SU!l~-~ 
. des Arbc!!:';Gl~rtc!1t~. ßcrii" 


